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Gemeinde Eningen unter Achalm

Landkreis Reutlingen

Satzung über die Erhebung der Hundesteuer
(Hundesteuersatzung - HuStS)

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 2, B Absatz 2
und 9 Absatz 3 des Kommunalabgabengesetzes fur Baden-Wurttemberg (KAG) hat der
Gemeinderat der Gemeinde Eningen unter Achalm am 24.06.2021, folgende Satzung beschlossen:

Pröambel

Um den Lesef luss zu erleichtern, wird bei der Bezeichnung von Personen überwiegend auf
Mehrfachnennungen verzichtet. Die verwendeten Bezeichnungen gelten grundsätzlich für alle
Geschlechter, es sei denn, es kommt gerade auf eine sachliche Differenzierung an. Ebenso gelten
al le ehebezogenen Begriffe auch fü r ei ngetragene Lebenspartnerschaften.

§ t. Steuergegenstand

(1) Die Gemeinde Eningen unter Achalm erhebt die Hundesteuer nach dieser Satzung.

(2) Der Steuer unterliegt das Halten von Hunden durch naturliche Personen im
G emeindegebiet, soweit es nicht ausschließlich der Erzielung von Einnahmen dient.

(3) Wird ein Hund gleichzeitig in mehreren Gemeinden gehalten, so ist die Gemeinde Eningen
unter Achalm steuerberechtigt, wenn der Hundehalter seine Hauptwohnung in Eningen
unter Achalm hat.

§ z. Steuerschuldner und Haftung, Steuerpflichtiger

(1) Steuerschuldner und Steuerpflichtiger ist der Halter eines Hundes.

(2) Halter eines Hundes ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder seinem
Wirtschaftsbetrieb fur Zwecke der persönlichen Lebensführung aufgenommen hat. Kann
der Halter eines Hundes nicht ermittelt werden, so gilt als Halter, wer den Hund
wenigstens drei Monate lang gepflegt, untergebracht oder auf Probe oder zum Anlernen
gehalten hat.

(3) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsmitgliedern
gemeinsam gehalten.

(4) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind sie
Gesamtschu ldner.

(5) lst der Hundehalter nicht zugleich Eigentümer des Hundes, so haftet der Eigentumer
neben dem Steuerschuldner als Gesamtschuldner.
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§ S. Beginnund Ende der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt am ersten Tag des auf den Beginn des Haltens folgenden
Kalendermonats, f rühestens mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate
alt wird. Beginnt die Hundehaltung bereits am ersten Tag eines Kalendermonats, so
beginnt auch die Steuerpflicht mit diesem Tag.

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hundehaltung
beendet wird. § ll Absatz 2 und § 12 Absalz 3 bleiben unberührt.

§ 4. Erhebungszeitraum; Entstehung der Steuer

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr

(2) Die Steuerschuld fur das Kalenderjahr entsteht am 1. Januar fur jeden an diesem Tag im
Gemeindegebiet gehaltenen über drei Monate alten Hund.

(3) Beginnt die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres, so entsteht die Steuerschuld für
dieses Kalenderjahr mit dem Beginn der Steuerpflicht.

§ S. Steuersatz

(1) Die Steuer beträgt im Kalenderjahr für den ersten Hund 120 Euro

(2) Hält ein Hundehalter im Gemeindegebiet mehrere Hunde, so erhöht sich der nach Absatz
l geltende Steuersatz fur den zweiten und jeden weiteren Hund auf 240€. Hierbei bleiben
nach § 7 steuerfreie Hunde außer Betracht.

(3) Die Zwingersteuer für Zwinger im Sinne von § 9 Absatz 1 beträgt das Zweifache des
Steuersatzes nach Absatz 1. Werden in dem Zwinger mehr als 5 Hunde gehalten, so erhöht
sich die Steuer für jeweils bis zu 5 weitere Hunde um die Zwingersteuer nach Satz 1.

(4) DerSteuersatznachAbsatzlbisAbsatz3giltfürjedengefährlichenHundbzw
Listenhund (Kampfhund) entsprechend.

(5) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres, beträgt die Steuer den
der Dauer der Steuerpflicht entsprechenden Bruchteil der Jahressteuer.

§ 6. Gefährliche Hunde - Listenhunde (Kampfhunde)

(1) Als Listenhunde (Kampf hunde) nach dieser Satzung gelten

a) Hunde der Rassen gemäß § 1- Absatz 2 Polizeiverordnung des Innenministeriums und des
Ministeriums ländlicher Raum über die Haltung gefährlicher Hunde vom 03.08.2000
(PolVOgH) in ihrer jeweils gültigen Fassung sowie deren Kreuzungen untereinander oder
mit anderen Hunden,

b) Hunde der Rassen gemäß § 1 Absatz 3 PolVOgH in ihrer jeweils gultigen Fassung sowie
deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen als den in Buchstabe a)genannten
Hunden.
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(2) lm Zweifelsfall hat der Hundehalter nachzuweisen, dass eine Rasse, Gruppe oder Kreuzung
nach Absatz 1 nicht vorliegt. Für den Nachweis ist eine Prüfung der Rassezugehörigkeit
von einem im öffentlichen Dienst beschäftigten Tierarzt herbeizufuhren.

(3) Als gefährliche Hunde nach dieser Satzung gelten Hunde im Sinne von § 2 PolVOgH in
ihrer jeweils gültigen Fassung.

(4) Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 3 wird durch die Ortspolizeibehörde
festgestellt.

§ 7. Steuerbefreiungen

Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren fur das Halten von

1. Hunden, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder sonst
hilfsbedürftiger Personen dienen. Sonst hilfsbedürftig nach Satz 1, sind Personen, die einen
Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen "B', '8L",'aG' oder "H" besitzen,

2. Hunden, die die jährliche Prufung fur Rettungshunde mit Erfolg abgelegt haben und fur
den Schutz der Zivilbevölkerung zur Verfügung stehen auf Nachweis,

3. qualifizierten Nachsuchehunden auf Nachweis,

4. Hunden, die ab lnkrafttreten dieser Satzung unmittelbar vom Tierheim Reutlingen oder
unmittelbar von einer auf dem Gebiet des Tierschutzes tätigen, als gemeinnützig im Sinne
der Abgabenordnung anerkannten Einrichtung mit Sitz im Gemeindegebiet oder im
Stadtgebiet Reutlingen erworben sind, fur das erste Jahr der Haltung. Diese
Voraussetzungen sind ebenfalls nachzuweisen. Die Bef reiung ist ausgeschlossen, sofern
die aus dem Tierheim oder der Einrichtung übernommenen Hunde von dem früheren
Halter dieser Hunde oder einer im gleichen Haushalt des fruheren Halters lebenden
Person übernommen wurden.

§ B. Steu erermöfigung

DieSteuernach§5Absätze1.und2ermäßigtsichauf AntragumdieHälftefürHunde,die
innerhalb von L2 Monaten vor dem in § 10 Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt eine der
nachfolgend aufgefuhrten Hundeprüfungen

a) Begleithundeprüfung (Grundprüfung)

b) Obedience-Prufung (ab erster Auf baustufe)

c) IGP - lnternationale Gebrauchshundeprüfung 1-3 (ab erster Aufbaustufe)

jährlich mit Erfolg abgelegt haben. Die Nachweise sind beim Steueramt bis zum 15.11. im
laufenden Steuerjahr einzureichen. Die Steuerermäßigung wird im Folgejahr gewährt.

§ 9. Zwingersteuer

(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse, darunter
eine Hündin im zuchtfähigen Alter, zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag für
die Hunde dieser Rasse nach § 5 Absatz 3 erhoben, wenn der Zwinger, die Zuchttiere und
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die gezüchteten Hunde in das Zuchtbuch einer von der Gemeinde anerkannten
Hundezüchtervereinigung eingetragen sind.

(2) Die Ermäßigung ist nicht zu gewähren, wenn in den letzten drei Kalenderjahren keine
Hunde gezüchtet worden sind.

§ t o . Allg emeine B e stimmung en üb er steuera er g ünstig ung en

(1) Für die Gewährung einer steuerbefreiung oder steuerermäßigung (steuervergünstigung)
sind die Verhältnisse bei Beginn des Kalenderjahres, in den fatten Oes s 3 Absatz 1
diejenigen bei Beginn der Steuerpflicht maßgäbend.

(2) Die Steuervergünstigung ist zu versagen, wenn

1. die Hunde, fur die eine Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für
den angegebenen Verwendungszweck nicht geeignet sind,

2. in den Fällen des § 9 keine ordnungsmäßigen Bücher über den Bestand, den Erwerb und
die Veräußerung der Hunde gefÜhrt werden oder wenn solche Bücher der Gemeinde nicht
bis zum 3t. März des jeweiligen Kalenderjahres vo rgelegt werden, Wird der Zwinger
erstmals nach dem Beginn des Kalenderjahres betrieben, so sind die Bücher bei
Antragstel lu ng der jewei I igen Ermäßigu ng vorzu legen,

3. in den Fällen des § 7 Nr. 2 die geforderte Prüfung nicht innerhalb von zwölf Monaten vor
dem in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt von den Hunden mit E rfolg abgelegt wurde.

§ tt. Festsetzung und Fölligkeit

(1) Die Steuer wird durch Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten.

(2) ln den Fällen der §§ 3 Absatz 3 und 4 Absatz 2 ist die Steuer auf den der Dauer der
Steuerpf I icht entsprechenden Tei lbetrag festzusetzen.

(3) Endet die Steuerpf licht im Laufe des Jahres (§ 3 Absatz 2) und war die Steuer bereits
festgesetzt, ergeht ein Anderungsbescheid.

§ tz. Anzeigepflicht

(1) Wer im Gemeindegebiet einen über drei Monate alten Hund hält, hat dies innerhalb eines
Monats nach dem Beginn der Haltung oder nachdem der Hund das steuerbare Alter
erreicht hat der Gemeinde schriftlich, zur Niederschrift oder per E-Mail anzuzeigen. Bei
der Anzeige ist die Hunderasse bzw. bei einem Mischling, soweit bekannt, die gebenden
Rassen anzugeben. Hierfür müssen beim Steueramt folgende Unterlagen eingereicht
werden:

t' Heimtierausweis oder lmpfpass - jeweils nurAuszug Beschreibungdes Tieres - und Foto
des Tieres - falls nicht bereits im Auszug des Heimtierausweises oäer lmpfpasses
vorhanden,
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2. Nachweis bei einer vorhandenen Chipregistrierung (TASSO oder vergleichbare
Chi perfassu ngssysteme) oder

3. Auszüge aus anderen gleichwertigen Unterlagen, aus denen sich die Rassezugehörigkeit
ergibt.

(2) Für Hunde, die zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Satzung bereits gemeldet sind, ist
die Hunderasse bzw. beieinem Mischling, soweit bekannt, die gebenden Rassen innerhalb
von drei Monaten nach dem lnkrafttreten dieser Satzung anzugeben. Hierfür mussen die
gleichen Unterlagen wie bei der Anzeige nach Absatz 1 Nummern 1 bis 3 eingereicht
werden.

(3) Endet die Hundehaltung oder entfallen die Voraussetzungen für eine gewährte
Steuervergunstigung, so ist dies der Gemeinde innerhalb eines Monats schriftlich
anzuzeigen.

(4) Eine Verpf lichtung nach Absatz L und 2 besteht nicht, wenn feststeht, dass die
Hu ndehaltung vor dem Zeitpunkt, zu dem die Steuerpf licht beginnt, beendet wird.

(5) Wird ein Hund veräußert, so ist in der Anzeige nach Absatz 3 der Name und die Anschrift
des Erwerbers anzugeben.

§ tS. Hundesteuermarken

(1) Fur jeden Hund, dessen Haltung im Gemeindegebiet angezeigt wurde, wird eine
Hundesteuermarke, die Eigentum der Gemeinde bleibt, ausgegeben.

(2) Die Hundesteuermarken bleiben fur die Dauer der Hundehaltung gültig. Die Gemeinde
Eningen unter Achalm kann durch öffentliche Bekanntmachung Hundesteuermarken fur
ungültig erklären und neue Hundesteuermarken ausgeben.

(3) Hundezüchter, die zur Zwingersteuer nach § t herangezogen werden, erhalten zwei
H u ndesteuermarken.

(4) Der Hundehalter hat die von ihm gehaltenen, außerhalb des von ihm bewohnten Hauses
oder des umfriedeten Grundbesitzes laufenden anzeigepflichtigen Hunde mit einer
gültigen und sichtbar befestigten Hundesteuermarke zu versehen.

(5) Endet eine Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über die Beendigung der
Hundehaltung innerhalb eines Monats an die Gemeinde zurückzugeben.

(6) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird dem Halter eine Ersatzmarke gegen eine
Gebühr von 10 € ausgehändigt. Dasselbe gilt fur den Ersatz einer unbrauchbar
gewordenen Steuermarke;die unbrauchbar gewordene Steuermarke ist zuruckzugeben.
Wird eine in Verlust geratene Steuermarke wieder aufgefunden, ist die wieder gefundene
Marke unverzüglich an die Gemeinde zurückzugeben.

§ t +. Ordnung su-tidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § B Absatz 2 Nr. 2 Kommunalabgabengesetzes handelt, wer
vorsätzlich oder leichtfertig einer Verpf lichtung nach §§ 12 und 13 zuwiderhandelt.
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(2) Die Gemeinde Eningen unter Achalm fuhrt mit lnkrafttreten dieser Satzung einen
Bußgeldkatalog für die Hundesteuer ein.

§ tS. Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach
Satzung über die Erhebung der
OLO1.2O15 außer Kraft.

ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitigtritt die
Hundesteuer vom 18.1 1.1965 in der Fassung vom

\-

ingen unter Ac fr)Tm, Oen 28.06.202I
Schweizer
Bü rgermeister

Hinweis nach § 4Absatz 4 GemO:

Eine Satzung, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung
oder aufgrund der Gemeindeordnung zustande gekommen ist, gilt ein Jahr nach der
Bekanntmachung als von Anfang an als gültig zustande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn

1-. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind;

2. der BÜrgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit
widersprochen hat, oder wenn vor Ablauf der in satz 2 genannten Frist die
Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der
Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeinde Eningen unter Achalm unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend
gemacht worden ist.

lst eine Verletzung nach Satz 2 Nummer 2 dieses Hinweises geltend gemacht worden, so kann
auch nach Ablauf der in Satz 1 dieses Hinweises genannten Frist jedermann diese Verletzung
geltend machen (§ 4 Absatz 4 Gemeindeordnung (GemO)).
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